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Stellungnahme zum Antrag der SPD vom 09.07.2026 

Die SPD Fraktion stellt zur Ratssitzung vom 09.07.2026 folgenden Antrag:  

„Der Rat der Gemeinde Alfter beauftragt die Verwaltung, vor dem Hintergrund des Wegzugs der Ala-
nus Hochschule aus Alfter einen zeitlich und finanziell begrenzten Qualifizierungscheck durchzufüh-
ren, ob die freiwerdenden Liegenschaften des Campus II – Villestraße für den Raumbedarf des Gymna-
siums Alfter grundsätzlich in Betracht kommen.“ 

Dazu nimmt die Verwaltung wie folgt Stellung 

1. Verfügbarkeit: Gespräch von Bürgermeister und Kämmerer mit der Alanus Stiftung zur 
Klärung einer grundsätzlicher Verkaufs-/Erbbaubereitschaft, Zeitfenster der Freiwerdung 
und grober Preisvorstellung. 
 
Grundsätzlich ist das Gebäude nach Auskunft des Geschäftsführers und Kanzlers Michael 
Schröder verfügbar und Verhandlungen mit Alanus wären denkbar.  
 
2. Bauliche Grobeignung: Kurzeinschätzung eines Schulbau-Fachplaners auf Basis einer Be-
gehung, vorhandener Bestandsunterlagen, und dem vom Rat beschlossenen Raumprogramm, 
ob fehlende Fachräume und eine Sporthalle wirtschaftlich sinnvoll ergänzt werden können. 
Eine weitergehende Machbarkeitsstudie, Raum- und Gebäudeanalyse oder Kaufverhandlung 
bedarf eines gesonderten Ratsbeschlusses. 
 
Die Verwaltung hat bei der Verwaltung der Alanus Hochschule kurzfristig ein Raumprogramm 
angefragt und konnte das vom Rat beschlossene Raumprogramm des Gymnasiums damit ver-
gleichen.  
 
Für den Schulbetrieb (Klassenräume, Fachräume) kommen 2.062m² Gebäudefläche bzw. ca. 16 
als Klassenräume (mit Einschränkungen) nutzbare Räume in Betracht, benötigt werden laut 
Raumprogramm insgesamt 5.819m². Es bleibt ein Delta von – 3.757m², das baulich geschaffen 
werden müsste.  
 
Für Verwaltung und Nebenräume kommen ca. 1.000m² in Betracht, benötigt werden 740m². 
 
Eine Arena und eine Turnhalle fehlen gänzlich.  
 
Die Kosten für Umbau, Erweiterungsbauten und Turnhalle können nach grober Vorabschät-
zung nur als „Korridor“ angegeben werden und betragen mindestens 83,75 bis 109,5 Mio EUR 
nach heutigen Baupreisen inkl. 25% Risikozuschlag.  
Mit Blick auf den Zeitplan ist eine Indexierung von wenigstens 2 x 5% geboten, was zu einem 
Korridor von 92 bis 120 Mio. EUR führt. 
 
Hinzu kommt erheblicher Interimbedarf. 
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3. Schulorganisatorisches Votum: Kurzstellungnahme von Schulleitung und Schulaufsicht zur 
grundsätzlichen Machbarkeit eines Zwei-Standorte-Betriebs. 
 
Die Schulleitung lehnt einen Zwei-Standorte-Betrieb, auch übergangsweise, ausdrücklich ab. 
Praxisbeispiele zeigen, dass ein solcher Betrieb erhebliche Nachteile im Alltag bringt. 
Darüber hinaus ist der Standort „Am Rathaus“ zentral im Gemeindegebiet gelegen und für die 
meisten SuS gut mit dem Fahrrad oder sogar zu Fuß zu erreichen, was ein erheblicher Vorteil 
für die Entwicklung der Kinder ist. Dies ist an der Villestraße nicht gegeben.  
 
4. Zeitplan: Zudem soll die Prüfung eine grobe Vorstellung erarbeiten, welcher grobe Zeit-
plan sich aus den Erkenntnissen des Qualifizierungschecks für das weitere Verfahren erge-
ben würde.   
 
Aufgrund der räumlichen Gegebenheiten ist die Ausgangslage ähnlich wie am Standort „Am 
Rathaus“, jedoch liegt für den Standort Villestraße keinerlei Planung für die Erweiterung oder 
Interimgebäude vor. Zudem fehlt auch eine Turnhalle. In Kürze lässt sich feststellen:  
Eine Ertüchtigung mit Teil-Umbauten, Neubauten, Turnhalle und Außenanlagen sowie ggf. pla-
nungsrechtlichen Herausforderungen würde um mehrere Jahre länger dauern, als der sofortige 
Beginn am Standort „Am Rathaus“. Dies würde automatisch zu erheblichem Mehrbedarf von 
Interimlösungen führen, die ebenfalls Zusatzkosten verursachen.  
 
 
Fazit: 
 
Im Lichte jüngster Entwicklungen erscheint diese Kurzbetrachtung gerechtfertigt, jedoch ver-
spricht eine vertiefte Machbarkeitsuntersuchung keine nennenswerte Aussicht auf Erfolg. 
 
Das Gebäude „Campus II“ ist für den Betrieb eines vierzügigen Gymnasiums schlicht zu klein 
und Um-, An- und Neubaubedarfe würden mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit ähnliche Kosten 
verursachen, wie der Erweiterungsbau „Am Rathaus“ während mit einer erheblich längeren 
Projektzeit zu rechnen ist. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Antrag bereits mit diesen Erkenntnissen abzulehnen.  


